Deutscher Bundestag Drucksache 20/6575

20. Wahlperiode 26.04.2023

Unterrichtung
durch das Parlamentarische Kontrollgremium

Offentliche Bewertung des Parlamentarischen Kontrollgremiums gemiR
§ 10 Absatz 2 Satz 1 des Kontrollgremiumgesetzes zum Kontrollauftrag

Funktionsfahigkeit der Sicherheits- und Wiederholungsiiberpriifungen nach
dem Sicherheitsuberpriifungsgesetz bei den Nachrichtendiensten des Bundes

Das Parlamentarische Kontrollgremium untersucht seit April 2022 die Arbeit der Nachrichtendienste des Bundes
in Bezug auf die ,,Funktionsfahigkeit der Sicherheits- und Wiederholungsiiberpriifungen nach dem Sicherheits-
iiberpriifungsgesetz (SUG) beim Bundesamt fiir Verfassungsschutz (BfV), Bundesnachrichtendienst (BND) und
Bundesamt fiir den Militdrischen Abschirmdienst (BAMAD)“.

RegelmiBige Sicherheitsiiberpriifungen bei Beschiftigten mit sicherheitsempfindlichen Aufgaben in Behérden
und Einrichtungen mit kritischer Infrastruktur sind ein wichtiger Baustein, die zwingend notwendigen geheim-
haltungsbediirftigen Informationen und Interessen der Bundesrepublik Deutschland zu wahren.

Die Nachrichtendienste des B}mdes, insbesondere das BfV und das BAMAD fiir die Bundeswehr, wirken bei den
Sicherheitsiiberpriifungen (SU) zum Schutz von lebenswichtigen und geheimhaltungsbediirftigen Informationen
und zur Reduzierung von Sicherheitsrisiken in erheblichem Umfang mit.

Die nicht zuletzt durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine verdnderte Sicherheitslage fiir die Bundes-
republik Deutschland erfordert es, bestehende Verfahren der Sicherheitsiiberpriifung zu evaluieren und den au-
genblicklichen Herausforderungen und Bedrohungen anzupassen.

Die aktuellen Ermittlungen gegen einen Mitarbeiter des BND wegen des Verdachts des Landesverrats weisen auf
dringenden Handlungsbedarf zur Reform der bestehenden Verfahren bei Sicherheitsiiberpriifungen hin. Die Ei-
gensicherung der Nachrichtendienste ist fortwéhrend zu iiberpriifen, um die Gefahr fremder Einflussnahme und
von Informationsabfliissen zu verhindern.

Das Parlamentarische Kontrollgremium hat die Arbeitsprozesse, die Personalausstattung, die Qualitdtsstandards
und rechtlichen Rahmenbedingungen fiir die Sicherheitsiiberpriifungen bei den Nachrichtendiensten des Bundes
umfassend untersucht und die Ergebnisse intensiv mit der Bundesregierung erortert.

Dabei hat das Parlamentarische Kontrollgremium (PKGr) auf der Grundlage der §§ 5, 5a des Kontrollgremium-
gesetzes (PKGrG) folgende Empfehlungen an die Bundesregierung beschlossen:

Empfehlungen an die Bundesregierung

1 Stellenbesetzung und Haushaltsanmeldung

Das PKGr bittet die Bundesregierung, die Stellenausstattung und Stellenbesetzung bei BfV, BND und BAMAD
sehr ziigig zu priifen, die notwendigen Haushaltsmittel fiir eine auskommliche Ausstattung der Arbeitseinheiten
vorzusehen und zu beantragen sowie unbesetzte Dienstposten im Bereich der Sicherheitsiiberpriifungen so frith
wie mdglich zu besetzen.
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2  Ziigiger Abbau von SU-Uberpriifungsfillen

Das PKGr erwartet, dass die Anzahl der nicht fristgemiB durchgefiihrten U3-Wiederholungsiiberpriifungen bis
zum Ende des Jahres 2024 deutlich reduziert werden. Dazu ist dem PKGr im Januar 2025 ein Sachstandsbericht
vorzulegen.

3 Deutliche Reduzierung der Verfahrensdauern

Mit Umsetzung einer auskommlichen Personalausstattung sind die Arbeitsprozesse und Verfahrensschritte fiir die
Bearbeitung der SU so aufzusetzen, dass die Dauer, insbesondere der erweiterten SU mit Sicherheitsermittlungen,
deutlich reduziert wird. Zum Umsetzungsstand ist dem PKGr jéhrlich im Dezember zu berichten.

4 Baldige Vorlage von gesetzlichen Neuregelungen

Das PKGr erwartet von der Bundesregierung eine ziigige Vorlage eines iiberarbeiteten Gesetzesentwurfes zum
SUG, Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG), Bundesnachrichtendienstgesetz (BNDG) und weiterer Vor-
gaben. Dabei sind die notwendigen Befugnisse fiir eine frithzeitige Erkennung und Verhinderung von Sicherheits-
risiken, insbesondere durch einen modernen Sabotageschutz, angemessene Informationsiibermittlungsmoglich-
keiten und weitreichende Recherchemdglichkeiten in den sozialen Medien vorzusehen.

Die Regelintervallfristen fiir die Durchfiihrung von SU sind mit Zeitvorgaben fiir den Abschluss zu versehen und
gesetzliche Konsequenzen bei Fristiiberschreitung einzuplanen.

Es ist fiir die Dienste eine Regelung im SUG zu schaffen, welche diese im Mitwirkungsbereich verpflichtet, Ab-
weichungsfille von ihren Voten zu erfassen. Damit einhergehend sollte dort auch eine entsprechende Mittei-
lungspflicht der zusténdigen Stelle im Falle solcher Abweichungen verankert werden.

AuBerdem ist eine Vorschrift in das SUG einzufiigen, die eine Zustiindigkeit der Dienste auch im Mitwirkungs-
bereich zur Uberwachung der Fristen fiir Aktualisierungen und Wiederholungsiiberpriifungen vorsieht.

Weiterhin sind Elemente zur Steigerung der Uberpriifungsqualitit in dem Arbeitsprozess der SU einzubezichen,
wie z. B. jéhrliche Fragebdgen mit Sicherheitsbezug und psychologische Beurteilungen der zu iiberpriifenden
Personen.

Die verschiedenen Stufen der SU-Verfahren sind zu evaluieren und darauthin zu priifen, inwieweit einzelne SU
fiir bestimmte Dienstposten im Bereich der Nachrichtendienste, Sicherheitsbehdrden und in sonstigen kritischen
Infrastrukturbehorden und Einrichtungen zusétzlicher Auflagen und MaBgaben bediirfen.

5 Ertiichtigung der Eigensicherung in den Nachrichtendiensten

Die Verwaltungsvorschriften und internen Vorgaben fiir einen modernen Umgang mit Verschlusssachen und der
Eigensicherung vor fremder Einflussnahme in den Nachrichtendiensten des Bundes sind — auch unter Priifung
von Regelungen europdischer Partner — mit einheitlichen Qualitdtsstandards zu versehen und zu {iberarbeiten.
Auch das BNDG und BVerfSchG sind in Bezug auf die Eigensicherung der Dienste und des Verschlusssachen-
schutzes zu reformieren. Verpflichtende und regelméBige Fortbildungen fiir Geheimschutzbeauftragte in den Be-
horden der kritischen Infrastruktur sowie bei Fithrungskréften und Beschéftigten zur Pravention und zum Schutz
vor Korruption sind in den Nachrichtendiensten einzufiihren.

Das PKGr erwartet dazu eine Vorlage bis zum Ende des Jahres 2023.

6 Einfilhrung moderner und digitalisierter Arbeitsprozesse

Die Arbeitsprozesse fuir die SU sind technisch zu modernisieren und digitalisieren, so dass die Verfahrensdauern
fiir die erweiterten SU mit Sicherheitsermittlungen bis Ende 2024 spiirbar verkiirzt werden.

Berlin, den 26. April 2023

Dr. Konstantin von Notz
Vorsitzender

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrae 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Empfehlungen an die Bundesregierung 
	1 Stellenbesetzung und Haushaltsanmeldung 
	2 Zügiger Abbau von SÜ-Überprüfungsfällen 
	3 Deutliche Reduzierung der Verfahrensdauern 
	4 Baldige Vorlage von gesetzlichen Neuregelungen 
	5 Ertüchtigung der Eigensicherung in den Nachrichtendiensten 
	6 Einführung moderner und digitalisierter Arbeitsprozesse 


